
Volksbegehren 
über einen Beschluss zur Erarbeitung eines Gesetzentwurfs durch den Senat  
zur Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer Wohnungsunternehmen

In diesem Informationsblatt ist der vollständige Wortlaut des Volksbegehrens abgedruckt, der während 
der Unterschriftensammlung in der Zeit vom 26. Februar 2021 bis zum 25. Juni 2021 für jede unterstüt-
zungswillige Person einsehbar sein muss.

Weitere Informationen zum Volksbegehren sind im Internetangebot der Landesabstimmungsleiterin  
unter https://www.berlin.de/wahlen veröffentlicht.

Erste Zeile 
Zweite ZeileDie Landesabstimmungsleiterin

Name und Anschrift der Trägerin

Initiative Deutsche Wohnen & Co enteignen  
c/o Stadtteilbüro Friedrichshain,  
Warschauer Straße 23,  
10243 Berlin 
Telefon: 0151 29106276 
Internet: www.dwenteignen.de 
E-Mail: info@dwenteignen.de

Wortlaut des Volksbegehrens

„Beschluss zur Erarbeitung eines Gesetzentwurfs 
durch den Senat zur Vergesellschaftung  der 
Wohnungsbestände großer Wohnungsunter-
nehmen (Vergesellschaftungsgesetz)

Eine soziale Wohnungsversorgung in Großstädten 
wie Berlin setzt in der Fläche dauerhaft sozial ge-
bundene Wohnungen zu leistbaren Mieten voraus. 
Wer auch Haushalten mit geringen Einkommen 
Wohnungen zur Verfügung stellen will, muss unter
durchschnittliche Mieten sicherstellen. Dieses Ziel 
ist mit privaten Wohnungsunternehmen mit Gewinn
erzielungsabsicht nicht zu erreichen.  

Die Erfahrung zeigt, dass auch mit Steuerungsinstru
menten wie der Mietpreisbremse oder durch Vor-
kaufsrechte zugunsten der öffentlichen Hand die 
Wohnungsversorgung für Haushalte mit geringem 
Einkommen nicht hinreichend sichergestellt wer-
den kann. 

Wir brauchen eine groß angelegte Kommunalisier
ung beim Wohnungsbau und bei der Bereitstellung 
von Wohnungen, weil nur diese langfristig und 
auch in angespannten Situationen eine soziale Ver-
sorgung mit Wohnungen sicherstellen kann. Hier-
zu gehört auch eine Rekommunalisierung von 
Wohnungen, die einmal im öffentlichen Eigentum 
waren. 

Daher wird der Senat von Berlin aufgefordert, alle 
Maßnahmen einzuleiten, die zur Überführung von 
Immobilien sowie Grund und Boden in Gemein-
eigentum zum Zwecke der Vergesellschaftung 
nach Art. 15 des Grundgesetzes erforderlich sind. 
Dies soll für Wohnimmobilien in Berlin sowie die 
Grundstücke, auf denen sie errichtet sind, gelten 
und findet Anwendung, sofern Wohnungen durch 



einen Eigentümer in einem Umfang gehalten 
werden, der als „vergesellschaftungsreif“ definiert 
wird. 

Alle Unternehmen mit Gewinnerzielungsabsicht, 
gleich welcher Rechtsform, die Wohnungen in 
einer Anzahl über dieser Schwelle in ihrem Bestand 
haben, werden von der Vergesellschaftung erfasst. 
Wohnungsunternehmen, deren Töchter und nach-
geordnete Wohnungsunternehmen mit Wohn
immobilien in Berlin gelten dabei als ein Wohnungs-
unternehmen. Soweit ein Wohnungsunternehmen 
eine bedeutende Beteiligung an einem dritten 
Wohnungsunternehmen hält, ist der Wohnungs-
bestand des dritten Wohnungsunternehmens in 
Berlin hinzuzurechnen. Ein unbebautes Grund-
stück im Eigentum des Wohnungsunternehmens 
gilt insoweit als Wohnung. 

Als Schwelle für die Vergesellschaftungsreife schla-
gen wir einen Umfang von 3000 Wohnungen pro 
Unternehmen vor. Durch diese Höhe werden die 
Grundrechte auf Eigentum und Berufsfreiheit 
geschützt, gleichzeitig erfasst dieser Wert genug 

Unternehmen, um Gemeineigentum in einer 
Größenordnung zu schaffen, die den Begriff Ver
gesellschaftung rechtfertigt. 

Ziel einer Vergesellschaftung ist die Schaffung  
von Gemeineigentum, weshalb Unternehmen in 
öffentlichem Eigentum oder in kollektivem Besitz 
der Mieter*innenschaft oder gemeinwirtschaftlich 
verwaltete Unternehmen rechtssicher ausgenom-
men werden sollen. 

Vergesellschaftung im Sinne von Art. 15 des Grund-
gesetzes bedeutet auch, dass die Verwaltung der 
in Gemeineigentum überführten Bestände unter 
mehrheitlicher demokratischer Beteiligung von 
Stadtgesellschaft, Mieter*innen und Belegschaft 
erfolgen muss. Vorgeschlagen wird daher eine neu 
zu schaffende Anstalt öffentlichen Rechts. In ihrer 
Satzung soll festgehalten sein, dass die Bestände 
der AöR nicht privatisiert werden. 

Die Höhe der Entschädigung ist nach Sinn und 
Zweck des Art. 15 des Grundgesetzes deutlich  
unterhalb des Verkehrswertes anzusetzen.“


